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1. Gewerbeordnung und Baugesetz 

1.1 Gewerbeberechtigung des Veranstalters 
Durch eine mit Wirkung vom 1. Juni 1998 erfolgte Änderung der Gewerbeordnung sind die 

Verabreichung von Speisen und der Ausschank von Getränken im Rahmen von geselligen 

oder gesellschaftlichen Veranstaltungen aller Art, somit auch im Rahmen sog. Zeltfeste, an 

höchstens drei Tagen im Jahr vom Anwendungsbereich der Gewerbeordnung ausgenommen. 

 

Voraussetzung ist, dass diese Tätigkeiten von Körperschaften des öffentlichen Rechtes 

(z.B. Feuerwehr) oder Vereinen, die gemeinnützig (z.B. Rotes Kreuz), mildtätig oder 

kirchlich tätig sind, ausgeübt werden, die Veranstaltung nach außen hin erkennbar zur 

materiellen Förderung des gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zweckes 

abgehalten und der Ertrag der Veranstaltung nachweislich für diese Zwecke verwendet 

wird. 

 

Dies bedeutet, dass für diese Tätigkeiten, die an sich unter das Gastgewerbe fallen, keine 

Gewerbeberechtigung seitens des Veranstalters erforderlich ist. Andere 

Rechtsvorschriften, welche bei solchen Veranstaltungen wie bisher zu berücksichtigen sind, 

bleiben davon unberührt. 

1.2 Aufstellen von Zelten 
Zelte, die im Rahmen von Veranstaltungen aufgestellt und danach wieder abgebaut werden, 

bedürfen keiner Baubewilligung. Bei der Aufstellung sind die statischen und 

sicherheitstechnischen Anforderungen des Herstellers zu beachten und es sollte geprüft 

werden, ob CE- oder sonst zertifizierte Produkte verwendet werden.  

Das Aufstellen eines Festzeltes mit über 100 m2 ist in der jeweiligen Gemeinde mindestens 

zwei Wochen vor der Errichtung zu melden. Der Bürgermeister kann aus Sicherheits- und 

Umweltschutzgründen Maßnahmen vorschreiben. 
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2. Jugendgesetz 

2.1 Pflichten der Unternehmer (§9 Jugendgesetz) 
(1) Unternehmer und Veranstalter haben im Rahmen ihres Betriebes oder ihrer 

Veranstaltungen dafür zu sorgen, dass die auf ihre Tätigkeiten anwendbaren 

Bestimmungen des Jugendgesetzes beachtet werden. Sie haben zu diesem Zweck auf 

Kinder und Jugendliche in zumutbarer Weise einzuwirken. Dies kann insbesondere 

durch Aufklärung, Feststellung des Alters, Verweigerung des Zutrittes sowie 

Verweisung aus Räumlichkeiten oder von Grundstücken geschehen. 

(2) Die Landesregierung kann durch Verordnung bestimmen, welche Hinweise auf wichtige 

Beschränkungen in Betrieben oder in Veranstaltungen zu machen sind. […] 

2.2 Ausweispflicht (§10 Jugendgesetz) 
Wenn eine Person bei einem Verhalten angetroffen wird, das Kindern oder Jugendlichen bis 

zu einem bestimmten Alter nicht gestattet ist, muss sie im Zweifelsfalle ihr Alter 

nachweisen. Diese Pflicht besteht gegenüber jenen Personen, die die Einhaltung dieses 

Gesetzes überwachen oder auf die Einhaltung dieses Gesetzes hinzuwirken haben. 

2.3 Pflichten der Allgemeinheit (§11 Jugendgesetz) 
Niemand darf Personen, die als Kinder oder Jugendliche erkennbar sind, die Übertretung 

der Bestimmungen dieses Gesetzes ermöglichen oder erleichtern. 

2.4 Aufenthalt an allgemein zugänglichen Orten 

 Bis 12 Jahre 12-14 Jahre 14-16 Jahre 16-18 Jahre 

Allgemein 

zugängliche 

Orte 

bis 22 h und 

ab 5 h 

bis 23 h und 

ab 5 h 

bis 24 h und 

ab 5 h 

bis 2 h und 

ab 5 h 

Übernachten 

außer Haus 

nur mit 

Erlaubnis des 

EB 1 

nur mit 

Erlaubnis des EB 

nur mit 

Erlaubnis des EB 

nur mit 

Erlaubnis des 

EB 

Alkohol und 

Tabak 

in der 

Öffentlichkeit 

verboten 

in der 

Öffentlichkeit 

verboten 

in der 

Öffentlichkeit 

verboten 

nicht verboten 

Autostopp 

verboten, wenn 

Lenker nicht 

pers. bekannt 

verboten, wenn 

Lenker nicht 

pers. bekannt 

gestattet gestattet 

 

Die Beschränkungen gelten nicht für Kinder und Jugendliche in Begleitung einer 

Aufsichtsperson und auch dann nicht, wenn der Aufenthalt an allgemein zugänglichen Orten 

aus einem triftigen Grund erforderlich ist. 

                                                                 
1 Erziehungsberechtigten 
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2.5  Veranstaltungen (§16 Jugendgesetz) 
Der Veranstalter hat Kinder und Jugendliche vom Besuch einer Veranstaltung, von der 

Gefahren für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen ausgehen, auszuschließen. 

Wenn die Gefahren nur für Kinder und Jugendliche bestimmter Altersstufen bestehen, hat 

er nur diese Altersstufen auszuschließen. Alle Kinder und Jugendlichen sind jedenfalls 

auszuschließen, wenn Gewalt verherrlicht, die Diskriminierung von Menschen befürwortet 

oder pornografische Handlungen dargestellt oder vermittelt werden. […] 

2.6  Genuss- und Suchtmittel (§17 Jugendgesetz) 
(1) Alkoholische Getränke und Tabakwaren dürfen Kindern und Jugendlichen bis zum 

vollendeten 16. Lebensjahr nicht angeboten, weitergegeben oder überlassen werden. 

(2) Kinder und Jugendliche dürfen Stoffe, die rauschartige Zustände hervorrufen können, 

nicht zu sich nehmen. 

 

Um das Alter der Alkoholkonsumenten besser unter Kontrolle  zu haben, bietet das Projekt 

„Mehr Spaß mit Maß“ verschiedenfarbige Kontrollbänder für Veranstaltungen an, damit 

Personen unter bzw. über 16 Jahren voneinander unterschieden werden können. Diese 

Kontrollbänder ersetzen die Eintrittskarte und werden am Handgelenk festgemacht. Je 

nach Farbe des Bändchens kann auf das Alter der jeweiligen Person geschlossen werden. 

Solche Kontrollbänder sind über unsere Homepage www.spassmitmass.at bestellbar. 

 

Unternehmer und Veranstalter haben die zum Jugendschutz enthaltenen Hinweise auf 

Beschränkungen, die für ihre Betriebe oder Veranstaltungen nach dem Jugendgesetz 

gelten, deutlich sichtbar anzuschlagen. Der Hinweis ist in Form eines Anschlages in Druck- 

oder Schreibmaschinenschrift in gut lesbarer Schriftgröße anzubringen und hat mindestens 

dem Format DIN A4 zu entsprechen. 

 

Solche Hinweisschilder sind im Rahmen des Projektes „Mehr Spaß mit Maß“ kostenlos in 

den Formaten DIN A4, A3 und A2 verfügbar. Bestellen können Sie die Plakate im Internet 

unter www.spassmitmass.at. Außerdem sind diese Hinweisschilder auf unserer Homepage 

auch als Download verfügbar. 
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3. Abgaben und Steuern 

3.1 A.K.M. 
Die drei Buchstaben stehen für Autoren, Komponisten, Musikverleger. Sie stehen 

gleichzeitig auch für die Gesellschaft, zu der sich diese zusammengeschlossen haben. 

 

Wer Musik außerhalb des privaten Bereiches anbietet, braucht dafür eine „Lizenz“. Dahinter 

stehen die Bestimmungen des Urheberrechtes, die besagen, dass jeder Urheber das Recht 

hat, über sein Werk (geistiges Eigentum) und dessen Nutzung (Verwertung) frei zu 

verfügen. Ein Musik- oder Sprachwerk kann auf verschiedene Arten genutzt werden: 

Öffentliche Aufführung, Sendung, Vervielfältigung und Verbreitung. Der Urheber lebt von 

der Nutzung seiner Werke durch Dritte (Veranstalter, Rundfunkanstalten usw.). Wer ein 

musikalisches oder literarisches Werk nutzt, z.B. öffentlich aufführt, muss vorher eine 

Nutzungsbewilligung (Lizenz) erwerben und über die A.K.M. den Urhebern ein 

angemessenes Entgelt bezahlen. Das gilt auch für interne Veranstaltungen eines Vereines 

(z.B. Jahreshauptversammlung), bei der die Mitglieder selbst Musik machen. In Österreich 

ist die zentrale Anlaufstelle die „Gesellschaft der Autoren, Komponisten und 

Musikverleger“. Für Veranstaltungen in Vorarlberg ist die Geschäftsstelle Bregenz 

zuständig, bei der Sie sich direkt informieren sollten: 

 

A.K.M. | Klostergasse 7 | 6900 Bregenz 

T 05574/42152 | Fax 05574/42152-33 

E gest.bregenz@akm.co.at | W www.akm.co.at 

3.2 Kriegsopferabgabe 
Die Kriegsopferabgabe ist eine Landesabgabe, die von den Gemeinden eingehoben wird. Sie 

ist bei gesellschaftlichen Ereignissen, bei denen Eintritt kassiert wird, zu entrichten und 

fällt z.B. auch bei Preisjassen mit Nenngeld an. 

 

Für die Entrichtung der Abgabe gibt es Ausnahmen und Befreiungen. Wesentliche 

Ausnahmen sind etwa Sportveranstaltungen, Veranstaltungen von Vereinen für ihre 

eigenen, ausübenden Mitglieder, Tanzveranstaltungen mit „lebender Musik“ (z.B. Bälle, bei 

denen Musikgruppen spielen) oder Veranstaltungen mit überwiegend kulturellem oder 

künstlerischem Gehalt (z.B. Konzerte, Lesungen). 

 

Eine Veranstaltung, für die Kriegsopferabgabe zu entrichten ist, muss bis spätestens 3 

Tage vor der Veranstaltung bei der Gemeinde angezeigt werden. Für die Bemessung der 

Abgabe muss nach Veranstaltungsende der Stadt bzw. Gemeinde eine Abrechnung der 

Eintrittskarten bzw. der Nenngelder vorgelegt werden. 

 

Weitere Informationen hierzu erhalten Sie bei der jeweiligen Gemeinde oder beim Amt der 

Vorarlberger Landesregierung, Landesabgabenamt, Tel. 05574/511-23805, Fax 05574/511-

923895, E-Mail: landesabgabenamt@vorarlberg.at. 
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4. Veranstaltungsgesetz und sonstige Bestimmungen 

4.1 Allgemeines 
Das Gesetz gilt für öffentliche Veranstaltungen wie Theaterveranstaltungen, 

Schaustellungen, Darbietungen und Belustigungen. Öffentlich ist eine Veranstaltung, wenn 

sie an einem allgemein zugänglichen Ort stattfindet oder wenn auch Personen Zutritt 

haben, die vom Veranstalter nicht persönlich eingeladen wurden. Veranstaltungen, denen 

eine Erwerbsabsicht des Veranstalters zugrunde liegt, gelten jedenfalls als öffentlich.  

 

Wenn Sie eine Veranstaltung organisieren, müssen Sie unter anderem die Bestimmungen 

des Veranstaltungsgesetzes beachten und diverse Anzeige- und/oder Bewilligungspflichten 

einhalten. Speziell bei Großveranstaltungen kommt eine längere Liste mit Anlaufstellen 

zusammen, mit denen Sie sich absprechen bzw. bei denen Sie Anträge stellen müssen. 

 

Für den Großteil der Veranstaltungen ist der Bürgermeister des Veranstaltungsortes der 

richtige Ansprechpartner. Wenn das Interesse für die Veranstaltung über den Ort 

hinausgeht (z.B. Zirkus) oder die öffentliche Sicherheit gefährdet werden kann (z.B. 

Radrennen) wenden Sie sich an die Bezirkshauptmannschaft. 

Informieren Sie die zuständigen Behörden (z.B. Bürgermeister) zu knapp vor 

Veranstaltungsbeginn, werden die notwendigen Auflagen sehr kurzfristig vorgeschrieben, 

was für die Organisatoren einen großen Stressfaktor darstellen kann. Werden nämlich die 

Auflagen nicht erfüllt, muss mitunter die Veranstaltung abgesagt werden.  

4.2 Bewilligung der Veranstaltung 
Einer Bewilligung durch die Bezirkshauptmannschaft bedürfen Zirkusveranstaltungen, 

Schaustellungen, Darbietungen und Belustigungen, wenn sie im Umherziehen abgehalten 

werden und wenn dabei mit erheblichen Gefährdungen von Besuchern oder Sachen durch 

technische Anlagen oder Betriebsmittel zu rechnen ist. Vortrags-, Theater- und 

Musikveranstaltungen bedürfen keiner Bewilligung. Die Bewilligung darf jedoch nur erteilt 

werden, wenn gewährleistet ist, dass erhebliche Gefährdungen im Sinne des §2 lit. a bis d 

Veranstaltungsgesetz und nachteilige Auswirkungen (§2 lit. e und f) vermieden werden. 
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4.3 Pflichten des Veranstalters 
Nach §2 Abs. 3 des Gesetzes über das Veranstaltungswesen hat der Veranstalter dafür zu 

sorgen, dass bei der Abhaltung der Veranstaltung die Bestimmungen des Gesetzes und die 

auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Anordnungen eingehalten werden. Er hat, 

erforderlichenfalls über behördliche Anordnungen hinaus, dafür zu sorgen, dass… 

 

• … die Besucher in ihrer körperlichen Sicherheit nicht beeinträchtigt werden, 

• … von Besuchern ausgehende Gewalttätigkeiten und andere gefährliche Fehlverhalten 

unterbleiben, 

• … die Besucher im Notfall rechtzeitig zum Verlassen der Veranstaltungsstätte 

aufgefordert werden und diese auch rasch und gefahrlos verlassen können, 

• … Sachen nicht widerrechtlich beschädigt, 

• … unzumutbare Belästigungen der Nachbarschaft und schwerwiegende 

Beeinträchtigungen der Umwelt vermieden und 

• … die Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs auf öffentlichen Straßen aus 

Anlass der Veranstaltung nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

 

Es ist möglich, dass die Behörde (Bezirkshauptmannschaft, Gemeinde) dem Veranstalter 

gewisse Auflagen und Bedingungen zur Abhaltung einer Veranstaltung auferlegt. Bei 

Nichteinhaltung von solchen Auflagen und Bedingungen können unter Umständen 

Geldstrafen bis zu 2000 Euro, sofern keine gerichtlich strafbare Handlung vorliegt, verfügt 

werden. 

Es ist gesetzlich verankert, dass der Veranstalter während der Veranstaltung anwesend 

oder durch eine eigenberechtigte beauftragte Person vertreten wird. Auch sind der Art und 

dem Umfang der Veranstaltung entsprechende Ordnerdienste einzurichten. 

4.4 Anordnung, Untersagung (§3 Veranstaltungsgesetz) 
Wenn bei der Durchführung von Veranstaltungen, die nicht bewilligungspflichtig sind, 

erhebliche Gefährdungen […] oder nachteilige Auswirkungen zu befürchten sind, hat die 

Gemeinde dem Veranstalter mit Bescheid die zu deren Vermeidung notwendigen 

Maßnahmen aufzutragen. 

4.5  Ortspolizeiliche Verordnung (§18 Gemeindegesetz) 
Die Gemeinde hat das Recht, zur Abwehr unmittelbar zu erwartender oder zur Beseitigung 

bestehender das Gemeinschaftsleben störender Missstände ortspolizeiliche Verordnungen 

zu erlassen, sowie deren Nichtbefolgung als Verwaltungsübertretung zu erklären (z.B. 

Alkoholkonsum auf öffentlichen Plätzen). 
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4.6  Maßnahmen gegen Alkoholmissbrauch 
Um den allgemeinen Maßnahmen gegen Alkoholmissbrauch gerecht zu werden, müssen 

mindestens zwei Sorten nichtalkoholischer Getränke  höchstens gleich teuer wie das 

billigste alkoholische Getränk (berechnet auf jeweils 1 Liter) ausgeschenkt werden. 

 

Zudem wäre es wünschenswert, die Leitsätze zu beachten, die die Vorarlberger 

Gastronomen in ihrem Projekt „Gastro OK“ selbstständig formuliert haben: 

 

• Angebot eines umfangreichen alkoholfreien Getränkeangebots, welches hinsichtlich 

Anzahl und Vielfalt dem alkoholischen Getränkeangebot zumindest gleichwertig ist. 

• Das „Alkfree“-Getränkeangebot wird im Betrieb attraktiv beworben (Getränkekarte, 

Tischsteher, Plakate, Türschild usw.) und durch die Mitarbeiter aktiv verkauft. 

• Attraktive Preisgestaltung bei AF-Getränken (z.B. preisliche Abstufung zwischen 

alkoholischen und alkoholfreien Getränken) 

• Strikte Einhaltung des Jugendgesetzes (kein Alkoholausschank an Jugendliche unter 16 

Jahren, Alterskontrollen) 

• Kein Alkoholausschank an erkennbar alkoholisierte Gäste 

• Verzicht auf Aktionen und Maßnahmen, die den exzessiven Konsum von Alkohol fördern 

• Teilnahme an themenbezogenen Schulungen und Informationsveranstaltungen 

 

Die Materialien des Projektes „Gastro OK“ sind ab Herbst 2004 ebenfalls über unsere 

Projekthomepage www.spassmitmass.at bestellbar. 

4.7 Benützung von Straßen zu verkehrsfremden Zwecken 
Jede Benützung einer öffentlichen Verkehrsfläche zu verkehrsfremden Zwecken (z.B. 

Veranstaltungen) muss vom Straßenerhalter (Land, Gemeinde) bewilligt werden. Es ist 

daher unbedingt notwendig, mehrere Monate vor Beginn der Veranstaltung mit dem 

Straßenerhalter das Einvernehmen herzustellen. Es ist der Behörde möglich, bei größeren 

Veranstaltungen Straßen für den Fahrzeugverkehr zu sperren, diesen umzuleiten und z.B. 

auch Halte- und Parkverbote zu verfügen. 

4.8 Einsatzkräfte 
Bei größeren Veranstaltungen ist die Bereitschaft von Rettung- und Feuerwehrleuten 

erforderlich. Nehmen Sie mit dem zuständigen Feuerwehrkommandant bzw. der 

Rettungsstelle Kontakt auf. 

4.9  Bewirtung 
Für den Ausschank ist grundsätzlich ein Gewerbeschein notwendig. Ausgenommen sind 

unter anderem Vereine, die gemeinnützig, mildtätig oder kirchlich tätig sind, wenn die 

Bewirtung maximal an drei Tagen im Jahr in der Absicht erfolgt, einen Ertrag zu erzielen. 

Mehr dazu finden Sie in Kapitel 1 dieses Merkblattes. 
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4.10 Sperrstunde 
Es ist möglich, dass der Bürgermeister im Rahmen des Veranstaltungsgesetzes zeitliche 

Beschränkungen erlässt, die dann auch vollzogen werden können. 

4.11 Plakatieren (Plakatsäulen/Plakatständer/Transparente) 
Generell ist jede Art des Plakatierens bewilligungspflichtig –  „wildes Plakatieren“ an 

Häusern, Pfeilern, Masten, Bäumen usw. ist nicht erlaubt. Auch das Aufhängen von 

Transparenten über einer Straße sowie Ansagen über Lautsprecher erfordern eine 

Genehmigung. Transparente neben der Straße dürfen nur an den dafür vorgesehenen und 

von der Gemeinde eingerichteten Stellen angebracht werden. Wenn Sie Plakate an Litfass-

Säulen anbringen möchten, müssen Sie auch das vorher mit der Gemeinde absprechen. 

Auch hier gilt: Suchen Sie frühzeitig beim Gemeindeamt (Gemeindestraßen) bzw. bei der 

Bezirkshauptmannschaft (Landesstraßen) an.  

4.12 Lärmschutzmaßnahmen 
Niemand darf ungebührlicherweise störenden Lärm erregen. Aus besonders wichtigen 

Gründen kann die Behörde auf Antrag Ausnahmen von Beschränkungen bewilligen. In 

solchen Fällen ist durch Auflagen und Bedingungen sicherzustellen, dass die 

Lärmbelästigungen möglichst gering bleiben. 

Die Behörde kann, um ungebührlicherweise hervorgerufenen  störenden Lärm zu beenden, 

Personen von einem öffentlichen Ort verweisen oder Geräte außer Betrieb setzen. 

4.13 Preisauszeichnung 
Im Barbereich und bei den Abgabestellen von Lebensmitteln (bei Bedienung auf den 

Tischen) sind Preisverzeichnisse auszulegen oder aufzuhängen, sodass ein durchschnittlich 

aufmerksamer Betrachter sie leicht lesen und zuordnen kann. 

4.14 Wasserversorgung 
Die Wasserversorgung ist durch Anschluss an das öffentliche Trinkwasserversorgungsnetz 

sicherzustellen. Ist dies nicht möglich, kann das Wasser einer privaten Versorgung bezogen 

werden. Die  Eignung als Trinkwasser ist in diesem Fall durch ein Gutachten einer nach dem 

Lebensmittelgesetz (LMG 1975) autorisierten Untersuchungsanstalt, das nicht älter als ein 

Jahr sein darf, nachzuweisen. 
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4.15 Ausgabe von Speisen und Getränken 
(1) Alle mit der Herstellung und Ausgabe von Speisen und Getränken betrauten Personen 

müssen gesund und frei von ansteckenden Krankheiten sein. Sie haben eine saubere 

und helle Arbeitskleidung zu tragen. Die Verantwortung für die Bediensteten und die 

Einhaltung der Hygienevorschriften obliegt dem Gewerbeinhaber. 

(2) Lebensmittel sind in hygienisch einwandfreien Räumen, Fahrzeugen oder Geräten zu 

lagern. Leicht verderbliche Lebensmittel sind gekühlt (z.B. Kühlgeräte, -wagen etc.) 

aufzubewahren. Die jeweiligen Lagerbedingungen der einzelnen Lebensmittel sind zu 

beachten und einzuhalten. Die ordnungsgemäße Funktion der Kühleinrichtungen ist 

während der gesamten Dauer der Veranstaltung (auch während der Nachtstunden) zu 

überwachen. 

(3) Alle unverpackten Lebensmittel (Brot, Konditoreiwaren, Käse usw.) sind wirksam gegen 

Verunreinigungen (Staub, Anhusten, Berührung udgl.) zu schützen (z.B. durch einen 

Glasaufsatz). Offene Lebensmittel dürfen keinesfalls direkt am Boden abgestellt werden 

(Mindestabstand vom Boden 50 cm). Die Verwendung von gebrauchten Kartons (z.B. 

Obstkartons) für den Transport und die Lagerung von unverpackten Lebensmitteln (z.B. 

Brot) ist nicht gestattet. 

(4) Rohes Faschiertes muss gekühlt gelagert werden. Am Ende des Herstellungstages noch 

vorhandenes Faschiertes ist zu erhitzen, das Einfrieren ist verboten. Geflügel ist von 

anderen Lebensmitteln räumlich getrennt (gekühlt) zu lagern. Für die Verarbeitung  von 

rohem Geflügel muss eine eigene Arbeitsfläche mit eigenen Arbeitsgeräten vorhanden 

sein (Salmonellengefahr!) –  diese Arbeitsflächen und –geräte sind nach Gebrauch 

gründlich zu reinigen und zu desinfizieren. Personen, die mit rohem Geflügel hantieren, 

dürfen gleichzeitig keine anderen Lebensmittel verarbeiten oder verabreichen. Rohes Ei 

bzw. Speisen mit rohem oder nicht ausrechend erhitztem Ei (z.B. Spiegelei, Tiramisu) 

dürfen nicht verabreicht werden. 

(5) Bezüglich des Inverkehrbringens von Speiseeis wird auf die Bestimmungen der 

Speiseeisverordnung, BGBI Nr. 6/1973 idgF verwiesen. Da dieses hinsichtlich 

Keimvermehrung äußerst sensibel ist, wird empfohlen, nur gewerblich hergestelltes, 

verpacktes Speiseeis zu verkaufen. 

(6) Für Arbeits- und Ausgabeflächen sowie Theken sind pflegeleichte Materialien zu 

verwenden, welche stets sauber zu halten sind. Bei den Wirtschafsständen ist 

zumindest ein Handwaschbecken mit fließend Kalt- und Warmwasser sowie mit Seifen- 

und Papierhandtuchspender zu installieren. 

(7) Die Bodenflächen hinter den Wirtschafts- bzw. Verkaufsständen sind zu befestigen und 

staubfrei zu gestalten (z.B. Holzboden). 

(8) Geschirre, Bestecke, Gläser etc. zur Ausgabe von Speisen und Getränken müssen 

hygienisch einwandfrei und unbeschädigt sein. Für die Reinigung der Trinkgläser und 

Geschirre sind gesonderte Gläser- und Geschirrspülmaschinen mit 

Heißwasseraufbereitung zu verwenden. 
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 behördliche Genehmigung erfordern 
 

4.16  Toilettenanlagen 
(1) In der unmittelbaren Umgebung des Veranstaltungsortes sind nach Geschlechtern 

getrennte Toilettenanlagen zur Verfügung zu stellen. Für je 500 Sitzplätze müssen 

mindestens 3 Damensitzaborte, 2 Herrensitzaborte und überdies für Männer 3 

Pissstände vorhanden sein. Die Sitzaborte und Pissanlagen müssen mit Wasserspülung 

ausgestattet sein. […] Die Fußböden und die Wände (bis zu einer Höhe von 1,80 m) der 

gesamten Toilettenanlage sind fugendicht und aus leicht zu reinigenden Materialien 

auszuführen. Es sind nach Geschlechtern getrennte Vorräume mit Handwaschbecken 

zur Verfügung zu stellen. Bei diesen müssen Seifenständer und hygienische 

Handtrocknungsmöglichkeiten (z.B. Papierhandtücher) vorhanden sein. Die Toiletten 

und deren Zugänge sind ausreichend zu kennzeichnen. 

(2) Für die Reinigung und Instandhaltung der WC-Anlagen ist eine Person zu beauftragen, 

die für die Dauer der Veranstaltung dafür verantwortlich ist. 

4.17 Abwässer und Abfälle 
(1) Abwässer (Fäkalwässer, Brauchwässer) sind in die örtliche Kanalisation einzuleiten. Ist 

dies nicht möglich, sind diese in dicht schließenden Behältern zu sammeln und durch ein 

befugtes Unternehmen abzuführen. Keinesfalls dürfen Geruchsbelästigungen und 

Verunreinigungen auftreten. Bei Einleitung von Abwässern in Kanalisationsanlagen ist 

rechtzeitig das Einvernehmen mit der Kanalbehörde (Bürgermeister) herzustellen. 

(2) Zur Aufnahme der Abfälle sind bei Wirtschaftsständen sowie rund um den 

Veranstaltungsort ausreichend geeignete Behälter aufzustellen. Im Freien aufgestellte 

Behältnisse müssen gegen Witterungseinflüsse geschützt sein. Die Abfälle sind gemäß 

den örtlichen Vorschriften (Mülltrennung) zu entsorgen. Gebrauchte Fette und Öle (z.B. 

Frittierfette) gelten als „gefährliche Abfälle“ und sind einem befugten Unternehmen zur 

Entsorgung zu übergeben. 
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Hilfsmittel zur Durchführung der Veranstaltung
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 Durchführungsbestätigung 
 

 

Laut Untersuchungen werden im Bereich der Event-Gastronomie (besonders auf Clubbings 

und so genannten Sommer- bzw. Wald- und Wiesenfesten) am meisten alkoholische 

Getränke an Kinder und Jugendliche unter 16 Jahren abgegeben. Der Grund dafür liegt 

zumeist darin, dass die Beschäftigten an den Ausgabeständen zu wenig über die 

gesetzlichen Rahmenbedingungen informiert sind. Mit dieser Erklärung soll diesem Umstand 

entgegen gewirkt werden. 

 

Diese Erklärung muss von jenen Personen unterschrieben werden, die bei der Veranstaltung 

Speisen und Getränke abgeben oder in sonstiger Weise an den Lebensmittelständen 

beschäftigt sind. 

 

Hiermit erkläre ich, dass… 

 

• … ich alkoholische Getränke und Tabakwaren an Personen unter 16 Jahren nicht 

verkaufen bzw. abgeben werde. 

• … ich im Zweifelsfalle eine Ausweiskontrolle durchführe. (Achtung: Die meisten 

Jugendlichen unter 16 Jahren schauen älter aus –  durch Schminken etc. –  oder tragen 

einen Helm unterm Arm, um vorzutäuschen, dass sie älter sind.) 

• … ich darauf achte, dass die Hinweisschilder über das Abgabeverbot an unter 16-

Jährige (wie in Kapitel 2.6 beschrieben) an meinem Stand ordnungsgemäß angebracht 

sind (kostenlos erhältlich bei der SUPRO –  05572 55155). 

• … ich darauf achte, dass an meinem Stand mindestens 2 Sorten nicht alkoholische 

Getränke höchstens gleich teuer wie das billigste alkoholische Getränk (berechnet auf 

jeweils 1 Liter) ausgeschenkt werden und besonders gekennzeichnet sind. 

Wünschenswert wäre es, den Ausschank von Alkopops zu vermeiden und ein attraktives 

Angebot an alkoholfreien Getränken anzubieten –  beliebtestes alkoholfreies Getränk 

unter Jugendlichen ist Eistee. 

• … ich an erkennbar alkoholisierte Gäste keinen Alkohol mehr ausschenke (Achtung: Das 

ist auch eine Frage der Haftung, falls etwas geschieht – z.B. Verkehrsunfall etc.). 

• … im Barbereich und bei den Abgabestellen von Lebensmitteln Preisverzeichnisse 

aufgehängt sind, sodass ein durchschnittlich aufmerksamer Betrachter diese leicht 

lesen und zuordnen kann. 

• … ich darauf achte, dass die Bestimmungen zur Ausgabe von Speisen und Getränken 

(wie in Kapitel 4.15 beschrieben) eingehalten werden. 

 

 

 

Name:   ___________________________________ 

Beschäftigung: ___________________________________ 

Unterschrift: ___________________________________ 
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Um das Alter der Alkoholkonsumenten besser unter Kontrolle zu haben, bietet das Projekt 

„Mehr Spaß mit Maß“ verschiedenfarbige Kontrollbänder für Veranstaltungen an, damit 

Personen unter bzw. über 16 Jahren voneinander unterschieden werden können. Diese 

Kontrollbänder ersetzen die Eintrittskarte und werden am Handgelenk festgemacht. Je 

nach Farbe des Bändchens kann auf das Alter der jeweiligen Person geschlossen werden. 

 

Ziele • Umsetzung der Jugendschutzbestimmungen bezüglich dem 

Ausschank und Verkauf von Alkohol 

• Unterstützung des Service- und Buffetpersonals bei der 

konsequenten Umsetzung der Jugendschutzbestimmungen 

  

Kurzbeschreibung Kontrollbänder zur Umsetzung der Jugendschutzbestimmungen 

bezüglich dem Verkauf von alkoholischen Getränken 

  

Zweck • Erleichterte Unterscheidung des Alters von Jugendlichen 

  

Anwendungs-

bereiche 

• Partys 

• Vereinsanlässe 

• Sommernachtsfeste 

• Maskenbälle 

• Sportanlässe 

• Etc. 

  

Kosten Die Bänder sind bei der SUPRO erhältlich: 

SUPRO | Werkstatt für Suchtprophylaxe 

Moosmahdstraße 4 | 6850 Dornbirn 

E supro@supro.at | T 05572 55155 

  

Kontakt Angelika Manahl | Projektkoordination 

E angelika.manahl@mariaebene.at | T 0664 62 555 79 
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 Hinweisschilder und Plakate 
 

 

Unternehmer und Veranstalter haben die zum Jugendschutz enthaltenen Hinweise auf 

Beschränkungen, die für ihre Betriebe oder Veranstaltungen nach dem Jugendgesetz 

gelten, deutlich sichtbar anzuschlagen. Der Hinweis ist in Form eines Anschlages in Druck- 

oder Schreibmaschinenschrift anzubringen und hat mindestens dem Format DIN A4 zu 

entsprechen. 

 

Solche Hinweisschilder zum Abgabeverbot von Alkohol und Tabakwaren an unter 16-Jährige 

sind im Rahmen des Projektes „Mehr Spaß mit Maß“ kostenlos in den Formaten DIN A4, A3 

und A2 verfügbar. Zudem sind noch weitere Plakate zur Bewusstseinbildung im Bereich 

Alkohol und Sucht im Internet unter www.spassmitmass.at bestellbar. Zudem sind alle 

Plakate auch als Download verfügbar. 

 

Eine Übersicht über die einzelnen Plakate finden Sie auf der folgenden Seite.  

 

Zudem wäre es sinnvoll, für eine sichere An- und Abreise der Veranstaltungsbesucher zu 

sorgen. Die Einrichtung von Sammeltaxis oder Shuttlebus-Angeboten sind meist sehr gut 

akzeptiert und werden auch dementsprechend gut genutzt.  

 


